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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Inhalt: Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Sachſen- Meiningen wegen Anlage einer Eiſenbahn von 
Themar nach Schleusingen durch die Werra-Eiſenbahngeſellſchaft, S. 251. — Staatsvertrag 
zwiſchen Preußen und Württemberg wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Tuttlingen nach Sigma⸗ 
ringen (Inzigkofen), S. 456. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch 
die Regierungs- Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden x. , S. 462. 


(Nr. 9242.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Sachſen⸗Meiningen wegen Anlage einer 
Eiſenbahn von Themar nach Schleuſingen durch die Werra-Eifenbahn- 
geſellſchaft. Vom 3. Mai 1887. 


eine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen und Seine Hoheit 
der Herzog zu Sachſen⸗Meiningen, von dem Wunſche geleitet, die Eiſenbahn⸗ 
verbindungen zwiſchen den beiderſeitigen Staatsgebieten zu vermehren, haben behufs 
einer hierüber zu treffenden Vereinbarung zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Ihren Geheimen Ober-Regierungsrath Eberhard D' Avis, 
Seine Hoheit der Herzog zu Sachſen-Meiningen: 
Ihren Geheimen Staatsrath Dr. jur. Friedrich Heim, 
welche unter Vorbehalt der Ratifikation folgenden Vertrag abgeſchloſſen haben: 


Artikel J. 

Die Königlich Preußiſche und die Herzoglich Sachſen-Meiningenſche Re⸗ 
gierung ſind übereingekommen, eine Eiſenbahn von Themar nach Schleuſingen 
uzulaſſen und zu fördern. Beide Regierungen werden unter den bei ihnen üblichen 
eee die Konzeſſion zum Bau und Betriebe der Bahn für die in ihrem 
Gebiete belegene Strecke an die Werra-Eiſenbahngeſellſchaft ertheilen. 


Artikel I. 


Für den Bau und Betrieb der Bahn ſind die Bahnordnung für Deutſche 
Eiſenbahnen untergeordneter Bedeutung vom 12. Juni 1878 (publizirt im Central⸗ 
Gef. Samml. 1887. (Nr. 9242.) f 73 


Ausgegeben zu Berlin den 15. September 1887. 


a 


blatt für das Deutſche Reich Nr. 24 vom 14. Juni 1878) und die dazu er- 
gehenden ergänzenden und abändernden Beſtimmungen (vergl. $. 55 daſelbſt) 
maßgebend. 

Die Vollendung und Inbetriebnahme der Bahn muß längſtens innerhalb 
zweier Jahre, von dem Tage an gerechnet, an welchem die Eiſenbahn— 
geſellſchaft in den Beſitz der beiderſeitigen Konzeſſionen gelangt ſein wird, 
bewirkt werden. 

Sollte ſich die Vollendung des Baues über dieſe Friſt hinaus durch Ver— 
hältniſſe verzögern, für welche die Eiſenbahngeſellſchaft nach dem in dieſer Hinſicht 
entſcheidenden Ermeſſen der beiderſeitigen Eiſenbahnaufſichtsbehörden ein Ver 
ſchulden nicht trifft, ſo wird der Geſellſchaft durch die bezeichneten Behörden eine 
entſprechende Friſtverlängerung gewährt werden. 


Artikel III. 


Die Genehmigung und Feſtſtellung des Bauprojekts innerhalb jedes Staats⸗ 
gebiets bleibt der betreffenden Regierung überlaſſen. Der Punkt, wo die Bahn 
die beiderſeitigen Landesgrenzen überſchreiten wird, ſoll nöthigenfalls durch deshalb 
abzuordnende beiderſeitige techniſche Kommiſſarien näher beſtimmt werden. 


Artikel IV. 


Die Spurweite der zu erbauenden Eiſenbahn ſoll in Uebereinſtimmung mit 
den anſchließenden Bahnen überall gleichmäßig 1,135 Meter im Lichten der Schienen 
betragen, auch der Bau und das geſammte Betriebsmaterial ſo eingerichtet werden, 
daß die Transportmittel ungehindert nach allen Seiten übergehen können. 


Artikel V. 


Für den Fall, daß der Erwerb der zur Anlage der Bahn erforderlichen 
Grundſtücke durch gütliche Vereinbarung unter den Betheiligten nicht zu erreichen 
iſt, wird jede der kontrahirenden Regierungen für ihr Gebiet der Eiſenbahn— 
geſellſchaft das Expropriationsrecht verleihen. ; 


Artikel VI. 


Die von einer der kontrahirenden Regierungen geprüften Betriebsmittel 
werden ohne weitere Reviſion auch im Gebiete der anderen Regierung zugelaſſen 
werden. 

Artikel VII. 


Die Bahn von Themar nach Schleuſingen bildet einen integrirenden Theil 
des Geſammtunternehmens der Werra-Eiſenbahngeſellſchaft, welche mit ihrem ge— 
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ſammten Vermögen für den konzeſſionsmäßigen Bau und Betrieb der Bahnſtrecke 
Themar-Schleuſingen gegenüber beiden Regierungen verhaftet iſt. 

Die Königlich Preußiſche Regierung iſt damit einverſtanden, daß das geſetzliche, 
vertragsmäßige und ſtatutariſche Aufſichtsrecht, welches die Herzoglich Sachſen⸗ 
Meiningenſche Regierung, ſei es allein, ſei es in Gemeinſchaft mit der Großherzoglich 
Sächſiſchen und der Herzoglich Sachſen-Coburg⸗Gothaiſchen Staatsregierung über 
die Werra⸗Eiſenbahngeſellſchaft und über ihr Unternehmen auszuüben hat, in 
Beziehung auf alle Maßnahmen, welche die Verhältniſſe der Geſellſchaft als ſolcher 
und die Verwaltung und den Betrieb ihres Unternehmens im Allgemeinen be— 
treffen — z. B. die Abänderung der Geſellſchafts-Statuten, die Erweiterung des 
Unternehmens auf nichtpreußiſchem Staatsgebiete, die Emiſſion von Prioritäts⸗ 
Obligationen unter Mithaftbarkeit der Bahnſtrecke Themar-Schleuſingen und die 
Konvertirung derſelben, ſowie die Dotirung des Neferve- und eines etwaigen Er- 
neuerungsfonds, den Erlaß von Ausführungsbeſtimmungen zu dem für die Eiſen— 
bahnen Deutſchlands ſeitens des Reichs erlaſſenen Betriebsreglement und zu der 
Bahnordnung für Deutſche Eiſenbahnen untergeordneter Bedeutung vom 12. Juni 
1878, ferner die Genehmigung beziehungsweiſe Feſtſetzung der Fahrpläne und der 
Transportpreiſe —, ſich auch auf den im Königlich Prentice Staatsgebiete be⸗ 
legenen Theil der Zweigbahn unter Ausſchluß einer Einwirkung der Königlich 
Preußiſchen Regierung erſtreckt. 

Ohne Zuſtimmung der Königlich Preußiſchen Regierung ſollen jedoch täglich 
nicht weniger als drei reguläre, gemiſchte Züge mit Perſonenwagen zweiter und 
dritter Klaſſe in jeder Richtung der Bahn befördert werden und die Tarifſätze für 
den Perſonen- und Gepäckverkehr und für die Beförderung von Leichen und Fahr⸗ 
zeugen und von lebenden Thieren auf der Zweigbahn diejenigen auf der Werra⸗ 
bahn, die Tarifſätze für den Güterverkehr aber diejenigen nicht überſteigen, welche 
dermalen auf der Bahn Wernshauſen Schmalkalden gelten. 

Im Uebrigen übt jede der kontrahirenden Regierungen für ihr Gebiet in 
Beziehung auf die Zweigbahn das ſtaatliche Hoheits- und Aufſichtsrecht aus. In 
allen Fällen, wo eine einheitliche Ausübung dieſes Aufſichtsrechts im Intereſſe des 
Eiſenbahnverkehrs liegt, werden die kontrahirenden Regierungen eine Verſtändigung 
unter ſich herbeiführen. a 

Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt vorbehalten, den Verkehr 
zwiſchen ihr und der Eiſenbahngeſellſchaft, ſowie die Handhabung der ihr über 
die in Preußen belegene Bahnſtrecke zuſtehenden Hoheits- und Aufſichtsrechte 
einer Behörde zu übertragen. Dieſe Behörde hat die Beziehungen ihrer Regierung 
zu der Eiſenbahngeſellſchaft in allen Fällen zu vertreten, die nicht zum direkten 
Einſchreiten der kompetenten Königlich Preußiſchen Polizei- oder Gerichtsbehörden 

eeignet ſind. Die Eiſenbahngeſellſchaft hat ſich bei Angelegenheiten territorialer 
Natur, welche hiernach von der betreffenden Königlich Preußiſchen Behörde 
reſſortiren, an dieſe zu wenden. Die gedachten Funktionen können von der 
Königlich Preußiſchen Regierung auch einem beſonderen Kommiſſarius über⸗ 
tragen werden. n 
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Die gegen die Eiſenbahngeſellſchaft rechtskräftig ergehenden Entſcheidungen 
der Königlich Preußiſchen Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte ſollen 
ohne Weiteres gegen dieſelbe ebenſo vollſtreckbar ſein, als wenn ſie in Preußen 
ein Domizil hätte. 

Die Herzoglich Sachſen-Meiningenſche Regierung verpflichtet ſich, Ver⸗ 
fügungen der Königlich Preußiſchen Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte 
auf deren Erſuchen ohne Weiteres der Direktion der Werra⸗Eiſenbahngeſellſchaft 
zuſtellen zu laſſen. 


Artikel VIII. 


Von dem Betriebe der Zweigbahn wird die Königlich Preußiſche Regierung 
nach dem Preußiſchen Geſetze vom 16. März 1867 und die Herzoglich Sachſen, 
Meiningenſche Regierung nach dem Meiningenſchen Geſetze vom 30. April 1873 
eine Abgabe erheben. Bei der Berechnung der Abgabe wird als Anlagekapital 
beziehungsweiſe als Reinertrag von jeder Regierung der aus dem Verhältniſſe der 
Länge der auf ihrem Gebiete belegenen Strecke der Bahn Themar.- Schleuſingen 
zu der geſammten Länge dieſer Bahn ſich ergebende Theil des Anlagekapitals 
beziehungsweise des jährlichen Reinertrages derſelben angenommen. 

Die Erhebung erfolgt alljährlich postnumerando und zwar zum erſten 
Male für das auf die Betriebseröffnung folgende, mit dem 1. Januar beginnende 
Rechnungsjahr. Die Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſche Regierung wird der 
Königlich Preußiſchen Regierung die Berechnung des Reinertrages der Bahn all⸗ 
jährlich und zwar ſpäteſtens fünf Monate nach Ablauf des betreffenden Jahres mit- 
theilen und die Abführung der Abgabe an die von der Königlich Preußiſchen 
Regierung zu bezeichnende Kaſſe anordnen. 

Eine andere ſtaatliche Abgabe wird von dem Betriebe oder von dem Ertrage 
der Bahn, abgeſehen von etwaigen Grund- und Gebäudeſteuern, nicht erhoben. 


Artikel IX. 


Die Bahnpolizei wird unter Aufſicht der daf in jedem Staatsgebiete kom⸗ 
petenten Behörden nach Maßgabe der in Artikel II bezeichneten Bahnordnung 
gehandhabt. Die in den verſchiedenen Staatsgebieten ſtationirten Bahnpolizei⸗ 
beamten ſind auf Präſentation der Bahnverwaltung bei den kompetenten Behörden 
des betreffenden Staates zu verpflichten. 


| Artikel X. 

Die Eiſenbahngeſellſchaft iſt verpflichtet, hinſichtlich der Beſetzung der 
Subaltern- und Unterbeamtenſtellen an der Zweigbahn mit Militäranwärtern, 
inſoweit dieſelben das vierzigſte Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben, die für den 
Preußiſchen Staatseiſenbahndienſt in dieſer Beziehung und insbeſondere bezüglich 
der Ermittelung der Militäranwärter beſtehenden und noch zu erlaſſenden Vor⸗ 
ſchriften zun Anwendung zu bringen. 
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Bei Beſetzung dieſer unteren Beamtenſtellen hat die Eiſenbahngeſellſchaft 
bei ſonſt gleicher Qualifikation innerhalb des Gebietes eines jeden der kontrahirenden 
Staaten auf die Bewerbungen der Unterthanen deſſelben beſondere Rückſicht zu 
nehmen. 

Die Angehörigen des einen Staates, welche im Gebiete des anderen 
Staates angeſtellt werden möchten, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande 
ihres Heimathslandes nicht aus, ſind aber den Geſetzen des Landes, in welchem 
ſie angeſtellt ſind, unterworfen. 


Artikel XI. 


Der Telegraphen⸗ und Militärverwaltung gegenüber iſt die Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft den bereits erlaſſenen oder künftig für die Eiſenbahnen im Deutſchen 
Reich ergehenden geſetzlichen und reglementariſchen Beſtimmungen unterworfen. 

Für Kriegsbeſchädigungen und Demolirungen der Bahn im Königlich 
Preußiſchen oder Herzoglich Meiningenſchen Gebiete, mögen ſolche vom Feinde 
ausgehen oder im Intereſſe der Landesvertheidigung veranlaßt werden, ſoll die 
Eiſenbahngeſellſchaft oder deren Rechtsnachfolger einen Erſatz weder vom Preußi⸗— 
ſchen oder vom Meiningenſchen Staate, noch vom Reiche beanſpruchen können. 


Artikel XII. 


Gegenüber der Poſtverwaltung iſt die Eiſenbahngeſellſchaft den Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 20. Dezember 1875 (Reichs-Geſetzbl. für 1875 S. 318) und 
den dazu ergangenen oder künftig ergehenden Vollzugsbeſtimmungen und deren 
Abänderungen mit den Erleichterungen unterworfen, welche nach den vom Reichs— 
kanzler erlaſſenen Beſtimmungen vom 28. Mai 1879 (Centralblatt für das 
Deutſche Reich S. 380) für Bahnen untergeordneter Bedeutung gewährt ſind. 


Artikel XIII. 


Anderen Unternehmern bleibt ſowohl der Anſchluß an die Bahn mittelſt 
Zweigbahnen, als die Mitbenutzung der Bahn ganz oder theilweiſe gegen zu 
vereinbarende eventuell von den kontrahirenden Regierungen feſtzuſetzende Fracht- 
oder Bahngeldſätze vorbehalten. a 


Artikel XIV. 

Für den Fall, daß die Königlich Preußiſche oder die Herzoglich Sachſen— 
Meiningenſche Regierung das Eigenthum des in dem betreffenden Staatsgebiete 
liegenden Theils der Bahn von Themar nach Schleuſingen erwerben ſollte, 
werden die kontrahirenden Regierungen ſich über die zur Beibehaltung eines 
ungeſtörten einheitlichen Betriebes auf der genannten Bahn erforderlichen Maß 
regeln verſtändigen. 

Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
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aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. 
Artikel XV. 
Dieſer Vertrag ſoll in zwei Exemplaren ausgefertigt und beiderſeits zur 
landesherrlichen Ratifikation vorgelegt werden. Die Auswechſelung der beider⸗ 
ſeitigen Ratifikations⸗Urkunden ſoll in Berlin erfolgen. 


So geſchehen Berlin, den 3. Mai 1887. 


Eberh. D' Avis. Friedrich Heim. 
(. S.) (. S. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations-Urkunden hat ſtattgefunden. 
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(Nr. 9243.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Württemberg wegen Herſtellung einer Eiſen⸗ 
bahn von Tuttlingen nach Sigmaringen (Inzigkofen). Vom 15. Juni 1887. 


San Majeſtät der König von Preußen und Seine Majeſtät der König von 
Württemberg haben zum Zwecke einer Vereinbarung über die Herſtellung einer 
Eiſenbahnverbindung zwiſchen Tuttlingen und Sigmaringen (Inzigkofen) zu Be 
vollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Finanzrath Guſtav Schmidt, 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Regierungsrath Dr. Paul Micke, 
Seine Majeſtät der König von Württemberg: 
Allerhöchſtihren Staatsrath Carl von Schmid, 
welche, vorbehaltlich der Allerhöchſten Ratifikation, folgenden Staatsvertrag ab- 
geſchloſſen haben: 
Artikel 1. 

Die Königlich Preußiſche Regierung gun der Königlich Württembergiſchen 
Regierung innerhalb ihres Gebietes den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von 
Tuttlingen in der Richtung auf Sigmaringen zum Anſchluß an die Bahn von 
Tübingen nach Sigmaringen in der Nähe von Inzigkofen. 
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Artikel 2. 


Die Spurweite der zu erbauenden Eiſenbahn ſoll in Uebereinſtimmung 
mit den anſchließenden Bahnen überall gleichmäßig 1,135 Meter im Lichten der 
Schienen betragen. Auch im Uebrigen ſoll die Bahn und deren Betriebsmittel 
dergeſtalt eingerichtet werden, daß letztere von und nach den Nachbarbahnen 
ungeſtört übergehen können. 

Sowohl die Feſtſtellung der Bauprojekte, als auch die Prüfung der an- 
zuwendenden Fahrzeuge ſoll der Königlich Württembergiſchen Regierung zuſtehen, 
welche indeß bezüglich der Trace der Bahn und der Anlegung von Stationen 
(Anhalte⸗ und Aufenthaltsſtellen) ſowohl für den Perſonen- als auch für den 
Güterverkehr in dem Preußiſchen Staatsgebiete an allen denjenigen Punkten, an 
denen ein entſprechendes Verkehrsbedürfniß vorhanden iſt oder künftig ſich her⸗ 
ausſtellen wird, etwaige beſondere Wünſche der Königlich Preußiſchen Regierung 
thunlichſt berückſichtigen wird. 

Die landespolizeiliche Prüfung und Genehmigung der Bauprojekte, ſoweit 
dieſe die Herſtellung von Wegeübergängen, Brücken, Durchläſſen, Flußkorrektionen, 
Vorfluthanlagen und Parallelwegen betreffen, nebſt der baupolizeilichen Prüfung 
der Bahnhofsanlagen bleibt für das Preußiſche Gebiet der Königlich Preußiſchen 
Regierung vorbehalten. 
| Artikel 3. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird zur planmäßigen Ausführung 
der von der Königlich Württembergiſchen Regierung im Königlich Preußiſchen 
Gebiete zu bauenden Eiſenbahn nebſt den dazu gehörigen Anlagen das Ent- 
eignungsrecht verleihen. 

Artikel 4. 

Die Königlich Württembergiſche Regierung wird bei den im Preußiſchen 
Gebiete zu bauenden Bahnſtrecken alle Anlagen einrichten und unterhalten, welche 
an Wegen, Ueberfahrten, Triften, Einfriedigungen, Bewäſſerungs- und Vorfluth⸗ 
anlagen u. ſ. w. zur Sicherung gegen Gefahren und Nachtheile nothwendig ſind. 
Entſteht die Nothwendigkeit ſolcher Anlagen erſt nach Eröffnung des Bahnbetriebes 
durch eine mit den benachbarten Grundſtücken vorgehende Veränderung, ſo wird 
die Königlich Württembergiſche Regierung dieſelben zwar einrichten und unter 
halten, jedoch nur auf Koſten der Ae ee 


Artikel 5. 


Die Landeshoheit bleibt hinſichtlich der von der Königlich Württembergiſchen 
Regierung zu bauenden und zu betreibenden Bahnſtrecken im Preußiſchen Gebiete 
der Königlich Preußiſchen Regierung ausſchließlich vorbehalten. Alle innerhalb 
des Königlich Preußiſchen Gebietes vorkommenden, die Bahnanlagen oder den 
Transport auf denſelben betreffenden Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen 
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ſollen daher den Königlich Preußiſchen Behörden zur Ermöglichung einer Unter— 
ſuchung und Beſtrafung angezeigt werden. 

Die an den Bahnſtrecken im Königlich Preußiſchen Gebiet zu errichtenden 
Hoheitszeichen ſollen nur diejenigen des Preußiſchen Staates ſein. 

ird die Verhaftung eines auf der Bahn innerhalb des Königlich Preußiſchen 
Gebietes angeſtellten Königlich Württembergiſchen Eiſenbahnbedienſteten wegen Ver— 
brechen, Vergehen oder Uebertretungen von Königlich Preußiſchen Behörden ver— 
fügt, ſo wird hierbei von denſelben auf die Erforderniſſe des Eiſenbahndienſtes 
gehörige Rückſicht genommen und, ſoweit es nach den Umſtänden irgend thunlich 
iſt, die nächſt vorgeſetzte Eiſenbahnbehörde ſo zeitig von der Verhaftung in Kennt⸗ 
niß geſetzt werden, daß der etwa nöthige Stellvertreter noch rechtzeitig in den 
Dienſt eingewieſen werden kann. 

Geſetzliche Beſtimmungen, welche, vom Tage des Abſchluſſes dieſes Ver— 
trages an gerechnet, in Bezug auf Eiſenbahnunternehmungen von der Königlich 
Preußiſchen Regierung erlaſſen werden, ſollen für die in Rede ſtehende Eiſenbahn, 
fo lange fie im Eigenthum und im Betriebe der Königlich Württembergiſchen Re— 
gierung ſich befindet, ohne vorherige Verſtändigung keine Anwendung finden. 


Artikel 6. 


Die Bahnpolizei wird unter Aufſicht der dazu in jedem Staatsgebiete kom⸗ 
petenten Behörden nach Maßgabe des Bahnpolizeiveglementd für die Eiſenbahnen 
Deutſchlands vom 30. November 1885 und ſeinen etwaigen weiteren Aenderungen 
und Ergänzungen gehandhabt. Die in dem Königlich Preußiſchen Staatsgebiete 
ſtationirten Bahnpolizeibeamten ſind auf Vorſchlag der Bahnverwaltung bei den 
zuſtändigen Königlich Preußiſchen Behörden zu verpflichten. 


Artikel 7. 

Die Königlich Württembergiſche Regierung verpflichtet ſich, die auf Grund 
dieſes Vertrages von ihr in Königlich Preußiſchem Gebiet ausgebaute Bahn mit 
gleicher Sorgfalt fortwährend zu unterhalten und zu betreiben, wie ihre Staats⸗ 
bahnen auf Königlich Württembergiſchem Gebiet. 


Artikel 8. 


In Betreff der Staats- und Gemeindeabgaben und Laſten wird die Königlich 
Preußiſche Regierung die Befreiungen, welche ſie der am meiſten begünſtigten 
Regierung für ihre Eiſenbahnen im Königlich Preußiſchen Gebiete eingeräumt hat 
oder noch einräumen wird, in gleichem Umfange auch der Königlich Württem— 
bergiſchen Regierung zu Theil werden laſſen. 

Insbeſondere ſoll der Betrieb auf der betreffenden Bahn, ſo lange dieſe 
im Eigenthum und Betriebe der Königlich Württembergiſchen Regierung ſich be— 
findet, mit einer Gewerbeſteuer oder ähnlichen öffentlichen Abgaben nicht belegt 
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werden, und rückſichtlich der Grundſteuer als verabredet gelten, daß unter allen 
Umſtänden mindeſtens der Schienenweg der von der Königlich Württembergiſchen 
Regierung im Preußiſchen Gebiete gebauten und betriebenen Eiſenbahn von der 
Grundſteuer befreit bleiben muß. 


Artikel 9. 


Die Königlich Württembergiſche Regierung wird die Stellen der Lokal⸗ 
beamten im Königlich Preußiſchen Gebiete, mit Ausnahme der Bahnhofsvorſtände 
und der Kaſſenbeamten, thunlichſt mit Angehörigen des Preußiſchen Staates be- 
ſetzen, falls qualifizirte Militäranwärter, unter welchen die Preußiſchen Staats⸗ 
angehörigen gleichfalls den Vorzug haben, zur Beſetzung der bezeichneten Stellen 
nicht zu ermitteln ſind. Nichtpreußen, welche die Königlich Württembergiſche 
Regierung bei den Bahnſtrecken im Königlich Preußiſchen Gebiete beſchäftigt oder 
anſtellt, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande ihres Heimathslandes 
nicht aus. 


Artikel 10. 


Die Königlich Württembergiſche Regierung iſt damit einverſtanden, daß die 
von ihr beſtellte Bau- und Betriebsverwaltung wegen aller Entſchädigungsanſprüche, 
welche aus Anlaß der Eiſenbahnanlage auf Preußiſchem Gebiete oder des Be⸗ 
triebes auf derſelben erhoben werden möchten, der Entſcheidung der zuſtändigen 
Königlich Preußiſchen Gerichte ſich zu unterwerfen habe und daß die gegen die 
vorgedachte Verwaltung in Vertretung der Königlich Württembergiſchen Regierung 
ergehenden Entſcheidungen ihrerſeits als verbindlich anzuerkennen ſeien. 


Artikel 11. 


Die Feſtſtellung der Fahrpläne und Tarife wird der Königlich Württem⸗ 
bergiſchen Regierung inſoweit und ſo lange allein überlaſſen, als die Bahn in 
item Eigenthume und eigenem Betriebe ſich befindet. Die auf der Bahn ver⸗ 
kehrenden Perſonenzüge ſollen, ſoweit die Königlich Preußiſche Regierung es für 
ein Bedürfniß erkennen wird, bei ſämmtlichen Stationen des Königlich Preußiſchen 
Gebietes anhalten. 

Die Königlich Württembergiſche Regierung wird für den geſammten Ver⸗ 
kehr von und nach den im Königlich Preußiſchen Gebiete liegenden Stationen 
keine ungünſtigeren Tarifbeſtimmungen und keine höheren Tarifeinheiten zur An 
wendung bringen, als für den Verkehr von und nach den im Königlich Württem- 
bergiſchen Gebiet liegenden Stationen jeweilig in Geltung fein werden. Tarif 
ermäßigungen und Erleichterungen, welche einem Intereſſenten zu Theil werden, 
ſollen bei ſonſt gleichen Verhältniſſen auch anderen Intereſſenten gewährt werden. 
Zwiſchen den gegenſeitigen Unterthanen ſollen, ſowohl bei Feſtſtellung der Fahr⸗ 
und Frachtpreiſe, als auch in Bezug auf die Zeit der Abfertigung keine Unter- 
ſchiede gemacht werden, namentlich ſollen die aus dem Gebiet des einen Staates 
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in das Gebiet des anderen Staates übergehenden Transporte weder in Beziehung 
auf die Abfertigung, noch rückſichtlich der Beförderungspreiſe ungünſtiger behandelt 
werden, als die aus dem betreffenden Staate abgehenden und darin verbleibenden 
Transporte. 


Artikel 12. 


Der Königlich Württembergiſchen Regierung wird geſtattet, längs den auf 
Preußiſchem Gebiete belegenen Bahnſtrecken eine Telegraphenleitung für den Bahn⸗ 
dienſt anzulegen. 

Der Reichs⸗Telegraphenverwaltung gegenüber übernimmt die Königlich 
Württembergiſche Regierung diejenigen Verpflichtungen, welche der Preußiſchen 
Staatsbahnverwaltung nach den Geſezen und Verordnungen des Deutſchen Reichs 
jeweilig obliegen. 


Artikel 13. 


Die Königlich Württembergiſche Regierung überläßt dem Ermeſſen der 
Königlich Preußiſchen Regierung, zur Ueberwachung der Königlich Preußiſchen 
Intereſſen und Gerechtſame bei der von der Königlich Württembergiſchen Re⸗ 
gierung im Königlich Preußiſchen Gebiete gebauten und betriebenen Eiſenbahn, 
ſowie zur Verhandlung mit der Königlich Württembergiſchen Eiſenbahnverwaltung 
in allen auf den Bau und Betrieb ſich beziehenden Angelegenheiten einen be⸗ 
ſonderen Kommiſſarius zu beſtellen oder auch andere geeignete Organe auszuwählen. 


Artikel 14. 


Die Königlich Preußiſche Regierung behält ſich das Recht vor, bei der im 
Artikel 1 genannten Eiſenbahn die innerhalb ihres Gebietes von der Königlich 
Württembergiſchen Regierung hergeſtellten Bahnſtrecken nebſt allem zu derſelben 
zu rechnenden Zubehör nach Verlauf von dreißig Jahren, vom Tage der Be⸗ 
triebseröffnung an gerechnet, in Folge einer mindeſtens drei Jahre vorher, zu 
machenden Ankündigung gegen Erſtattung des Anlagekapitals (Koſten der erſten 
Anlage, einſchließlich der während der Bauzeit aufgelaufenen vierprozentigen Zinſen, 
ſowie der Koſten für ſpätere Vervollſtändigungen und Erweiterungen) zu erwerben. 

Von dem zu erſtattenden Anlagekapital ſind in Abrechnung zu bringen: 


a) der von der Königlich Preußiſchen Regierung nach dem zwiſchen dem 
Reich, Preußen, Württemberg und Baden wegen des Baues und 
Betriebes einer Eiſenbahn von Tuttlingen nach Sigmaringen (Inzig⸗ 
kofen) abgeſchloſſenen Abkommen vom 11. März 1887 zu den Baukoſten 
der Preußischen Theilſtrecken zu zahlende Baarzuſchuß von 500 000 Mark, 

b) der ſeitens des Reichs nach demſelben Abkommen zu den Baukoſten 
der ganzen Bahnlinie Tuttlingen Sigmaringen (Inzigkofen) zu leiſtende 
Baarzuſchuß von 7506900 Mark in dem auf die Preußiſchen Theil⸗ 
ſtrecken nach Maßgabe ihrer Baulänge entfallenden Betrage, 
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e) ein durch Sachverſtändige zu beſtimmender Prozentſatz von dem ur⸗ 
ſprünglichen Anlagekapital, jedoch nur ſofern zur Zeit der Erwerbung 
der Zuſtand der Bahn gegen die urſprüngliche Anlage ſich weſentlich 
verſchlechtert haben ſollte. 

Die von der Königlich Württembergiſchen Regierung in dem mehrfach 
erwähnten Abkommen gegenüber dem Reich übernommenen Rechte und Pflichten 
gehen alsdann hinſichtlich der im Preußiſchen Gebiet belegenen Bahnſtrecken auf 
die Königlich Preußiſche Regierung über, welche ſich verpflichtet, die Königlich 
Württembergiſche Regierung wegen aller diesbezüglichen Anſprüche des Reichs zu 
vertreten. 

Beide Hohe kontrahirende Regierungen ſind übrigens einverſtanden, daß, 
falls die Königlich Preußiſche Regierung von dem hier vorbehaltenen Rückkaufs⸗ 
rechte künftig Gebrauch machen ſollte, ungeachtet der Aenderung in den Eigenthums⸗ 
verhältniſſen der betreffenden Bahn nie eine Unterbrechung des Betriebes auf der- 
ſelben eintreten, vielmehr wegen Erhaltung eines ungeſtörten einheitlichen Betriebes 
unter Anwendung gleicher Tarifſätze und Tarifbeſtimmungen für die ganze Bahn⸗ 
graf ar eine den Verhältniſſen anpaſſende geeignete Verſtändigung Platz 
greifen ſoll. 


Artikel 15. 


Für den Fall, daß die Königlich Württembergiſche Regierung ſich veranlaßt 
ſehen möchte, die im Königlich Preußiſchen Gebiete hergeſtellten Bahnſtrecken 
künftig an eine andere Regierung oder an Privatunternehmer, ſei es im Wege 
einer Konzeſſion oder der Veräußerung oder Verpachtung ganz oder theilweiſe zu 
überlaſſen, ſo iſt hierzu die Zuſtimmung der Königlich reußiſchen Regierung 
erforderlich, und wird alsdann über die einer Abänderung bedürfenden Punkte 
des gegenwärtigen Vertrages das Nähere zwiſchen den beiderſeitigen Regierungen 
verabredet werden. 


Artikel 16. 


Etwaige aus gegenwärtigem Vertrage oder über die Ausführung deſſelben 
entſpringende Streitfragen zwiſchen den beiderſeitigen kontrahirenden Regierungen 
ſollen ſchiedsrichterlich erledigt werden. 

Zu dieſem Behufe ernennt im vorkommenden Falle binnen ſechs Wochen 
nach beantragter ſchiedsrichterlicher Entſcheidung jeder Theil zwei, keinem der beiden 
Staaten angehörige unparteiiſche Schiedsmänner, welche einen fünften ſich bei- 
ordnen, unter denen dann die Stimmenmehrheit über den Streitpunkt endgültig 
entſcheidet. Können die vier gewählten Schiedsmänner ſich über die Perſon des 
fünften nicht einigen, ſo hat jede der beiden Regierungen einen unparteiifchen, 
e keinem der beiden Staaten angehörigen Mann zu dem Zweck zu 
ezeichnen, damit nach Beſtimmung des Looſes einer dieſer beiden Männer von 
den vier Schiedsmännern als Fünfter zugezogen werde. 
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Artikel 17. 


Der gegenwärtige Vertrag ſoll beiderſeits zur landesherrlichen Genehmigung 
vorgelegt und die Auswechſelung der Ratifikations-Urkunden zu Berlin bald- 
thunlichſt vorgenommen werden. 


Deſſen zur Urkunde haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten den Vertrag 
in zwei gleichlautenden Ausfertigungen unter Beidrückung ihrer Siegel unterzeichnet. 


So geſchehen zu Berlin, den 15. Juni 1887. 


(L. S.) Guſtav Schmidt. (L. S.) Carl von Schmid. 
(JL. S.) Dr. Paul Micke. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations-Urkunden hat ſtattgefunden. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: g 


1) das unterm 18. Mai 1887 Allerhöchſt vollzogene Statut der Meliorations⸗ 
genoſſenſchaft für Regulirung des Motzbaches und feiner Nebenfließe zu 
Schlawe durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Cöslin Nr. 27 
S. 167, ausgegeben den 7. Juli 1887; 


2) das unterm 18. Mai 1887 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent- 
Ade ee der Wipperniederung zu Schlawe durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Cöslin Nr. 27 S. 171, ausgegeben den 
7. Juli 1887; 


3) die Allerhöchſte Konzeſſions-Urkunde vom 22. Juni 1887 für die Werra- 
Eiſenbahngeſellſchaft, betreffend den Bau und Betrieb der auf das Preußiſche 
Staatsgebiet entfallenden Strecke einer Eiſenbahn von Themar nach 
Schleuſingen, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Erfurt 
Nr. 35 S. 195, ausgegeben den 27. Auguſt 1887; 


1 


40 der Allerhöchſte Erlaß vom 11. Juli 1887, betreffend die Verleihung des 
Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Greifswald für die von 
demſelben zu bauende Chauſſee von der Gützkow⸗Wolgaſter Chauſſee bei 
Gützkow nach Ziethen, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Stralſund Nr. 32 S. 150, ausgegeben den 11. Auguſt 1887; 


5) der Allerhöchſte Erlaß vom 13. Juli 1887, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts, ſowie des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den 
Kreis Landeshut für die von demſelben zu bauende Kreischauſſee von 
Hermsdorf⸗Grüſſau über Neuen und Görtelsdorf nach Trautliebersdorf, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 34 S. 247, 
ausgegeben den 20. Auguſt 1887; 


6) der Allerhöchſte Erlaß vom 13. Juli 1887, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts, ſowie des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den 
Kreis Cöslin für die von demſelben zu bauenden Kreischauſſeen 1) von 
Cöslin über Konikow und Schweſſin bis zur Bublitzer Kreisgrenze bei 
Nedlin, 2) von der Cöslin⸗Colberger Chauſſee bei Güdenhagen über 
Todenhagen, Poppenhagen, Varchmin Cordeshagen, Strippow und 
Strachmin bis zur Colberger Kreisgrenze in der Richtung auf Bahnhof 
Fritzow, 3) vom Bahnhofe Naſſow bis zur Stettin - Danziger Chauſſee 
bei dem Dorfe Naffow und 4) von Groß - Möllen nach Neſt, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Cöslin Nr. 34 S. 223, ausgegeben 
den 25. Auguſt 1887; 


7) das Allerhöchſte Privilegium vom 13. Juli 1887 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Kreisanleiheſcheine des Kreiſes Cöslin im 
Betrage von 400 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Cöslin Nr. 34 S. 223, ausgegeben den 25. Auguſt 1887; 


8) das Allerhöchſte Privilegium vom 13. Juli 1887 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Kreisanleiheſcheine des Kreiſes Greifenberg im 
Betrage von 500 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Stettin Nr. 35 S. 243, ausgegeben den 2. September 1887 j 


9) der Allerhöchſte Erlaß vom 15. Juli 1887, betreffend die Anwendung 
der dem Chauffeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Beſtim⸗ 
mungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die von dem Landkreiſe 
Guben neu erbaute Chauſſee von Guben nach Grunewald, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 32 S. 249, 
ausgegeben den 10. Auguſt 1887; 


10) das Allerhöchſte Privilegium vom 15. Juli 1887 wegen Ausfertigung auf 
den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Malſtatt-Burbach a. Saar 
im Betrage von 250000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Re⸗ 
gierung zu Trier Nr. 35 S. 313, ausgegeben den 2. September 1887; 
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11) der Allerhöchſte Erlaß vom 22. Juli 1887, betreffend die Verleihung des 
Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Sorau für die von demſelben 
ausgebaute Chauſſee von Sorau bis zur Grenze des Kreiſes Sorau in 
der Richtung auf Sommerfeld, durch das Amtsblatt der Königl. Re⸗ 
gierung zu Frankfurt a. O. Nr. 34 S. 261, ausgegeben den 24. Auguſt 
1887; 


12) das Allerhöchſte Privilegium vom 27. Juli 1887 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Greifswald im Be⸗ 
trage von 1000 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Stralſund Nr. 34 S. 163, ausgegeben den 26. Auguſt 1887; 


13) der Allerhöchſte Erlaß vom 1. Auguſt 1887, betreffend die Verleihung 
des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Frankenſtein für die 
von demſelben zu bauende Chauſſee von der Frankenſtein⸗Wilhelmsthaler 
Chauſſee im Dorfe Camenz nach dem Bahnhofe gleichen Namens, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 35 S. 271, aus⸗ 
gegeben den 2. September 1887; 


14) der Allerhöchſte Erlaß vom 15. Auguſt 1887, betreffend die Genehmigung 
des von dem Engeren Ausſchuſſe der Schleſiſchen Landſchaft gefaßten und 
von der landſchaftlichen Geſammtheit genehmigten Beſchluſſes über die 
Ausgabe der Pfandbriefe der gedachten Landſchaft in Stücken zu 100, 
200, 500, 1000 und 5000 Mark, durch die Amtsblätter 


der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 35 S. 271, ausgegeben den 
2. September 1887, 


der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 36 S. 302, ausgegeben den 
3. September 1887, 


der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 35 S. 238, ausgegeben den 
2. September 1887, b 


der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 35 S. 269, aus⸗ 
gegeben den 31. Auguſt 1887. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


